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202 DIE EISENBAHN. [BP. VIII. Nr. 25.

tacher des parois le tartre preexistant. Malgre sa plausibilite,
il faut toutefois reconnaitre qu'elle ne rend pas compte de l'in-
efficacitö du zinc ä l'egard des eaux' seleniteuses. Du reste
on ne sait pas si le resultat negatif obtenu dans ce dernier cas
tient ä l'insuffisance de la dose de zinc employee ou ä la nature
plus coh6rente du sulfate de chaux.

Avec des eaux acides, il ne faut s'attendre ä aucun bon
resultat, car le zinc serait dissout en pure perte.

La dose ä employer depend evidemment de la duret6 des

eaux et de la durSe qu'on veut assigner aux periodes. Dans
les circonstances oü le procede a le mieux reussi, la dose de
1 kilogr. par force de cheval (ou, ce qui revient ä peu pres au
meme, par metre carre de surface de chauffe) peut 6tre envi-
sagee comme un maximum. Celle de 0,250 kilogr. est un minimum

qui ne peut convenir que pour des eaux tres-douces ou
pour de courtes periodes.

Enfin l'ensemble des constatations tend ä faire admettre
qu'il eBt plus avantageux d'employer le zinc en lingots qu'en
rognures ou en feuilles. A.

Baupolizeiliches.

I. Unterm 7. Januar 1875 theilte Herr I. der Baupolizei-
Commission mit, dass er auf seinem Grundstücke an der
Paulstrasse im Neuwiesen quartier, Winterthur, ein Wohnhaus und
anstossend an dasselbe, jedoch durch eine massive Mauer
getrennt, einen Bretterschuppen zu erstellengedenke. Er beabsichtige
letzteren ganz aus Holz zu construiren und denselben mit einer
Lattenverkleidung zu versehen. Gleichzeitig suchte er um
Baubewilligung nach. Herr I. legte diesem Gesuche die Werk- und
Situationspläne in duplo bei.

Mit Beschluss der Baupolizei-Commission wurde diesem
Bauproject die Genehmigung ertheilt, jedoch mit folgenden
Vorbehalten :

1. dass die Feuermauer zwischen dem Wohnhaus und dem
Bretterschuppen bis zum Dachfirst aufgeführt werde, und

2. dass der Lattenverschlag des Bretterschuppens so zu
construiren sei, dass die offenen Felder zu den geschlossenen
sich verhalten wie 21/2 : 5 Zoll.

Das Baugespann wurde nun publizirt, und da während der
gesetzlichen Frist Niemand Einsprache erhob, die Baute
begonnen und im Frühling 1875 mit einem Kostenaufwand von
circa Fr. 56 700 vollendet.

IL Nachdem das Gebäude bereits erstellt war, erwarben die
Herren N. & N. dahier von Herrn I. kaufweise das gegenüberstehende

Wohnhaus an der Wartstrasse (1. Mai 1875). Mit
Eingabe vom 15. Nov. 1875 beschwerten sich die Genannten über
die s. Z. Herrn I. ertheilte Baubewilligung, weil sie mit §§ 40
und 49 des Gesetzes *) betreffend eine Bauordnung für die
Städte Zürich und Winterthur etc. vom 30. Brachmonat 1863 in
Widerspruch stehe, und verlangten die Abtragung des Schuppenanbaues.

- Der Bezirksrath wies jedoch diese Beschwerde unterm
4. Februar 1876 ab.

Die Herren N. & N. ergriffen den Recurs an den Regierungs-
rath, und dieser beschloss.am 13. Mai 1876:

1. Der Rekurs wird begründet erklärt und es ist der von
Herrn I. erstellte Schuppen hinter dem neuen Wohngebäude an
der Paulstrasse zu entfernen oder auf der Ost- und Nordseite
innert Jahresfrist, auf der Westseite, sobald neue Gebäude in
dieser Richtung entstehen sollten, unter allen Umständen aber
innert 5 Jahren im Sinne der §§ 40 und 49 der bestehenden
Bauordnung umzubauen und für sofortigen feuersichernden
Abschluss der Oeffnungen in der bestehenden Brandmauer zu
sorgen.

2. Der Stadtrath Winterthur wird eingeladen, alle diejenigen
Bauten, die sich in und um Winterthur in gleicher Weise con-

*) § 40. „Die Umfassungsmauern aller Hauptgebäude, diejan die Strassen
stossenden Seiten der Nebengebäude und die Hauptscheidewände im Keller
Bind von massivem Mauerwerk aufzuführen.

Die Anwendung von Holzwänden und von geschindelten "Wänden am
Aeussern der Gebäude ist nicht gestattet."

§ 49. „Zwisohen je zwei Stockwerken ist eine Pflasterdecke anzubringen."

struirt finden, nur als provisorisch geduldet zu erklären, je nach»
ihrer Lage zu den sie umgebenden Gebäulichkeiten den Umbau,
innert der in Ziff. 1 angegebenen Grenzen anzuordnen und vom
den getroffenen Anordnungen dem Statthalteramt zu Händen
des Regierungsrathes Kenntniss zu geben.

Ein hiegegen eingereichtes Revisionsgesuch von Herrn I-
wurde am 12. Mai 1877 abgewiesen, desgleichen eine Eingabe
an den Regierungsrath, er möchte das Expropriationsverfahren,
einleiten oder Herrn I. die Kosten des Umbaues ersetzen, sowi&
eine Beschwerde an den Kantonsrath wegen Verfassungsverletzung:
durch den Regierungsrath.

Nach Massgabe von Art. 59 lit. a des Bundesgesetzes über
die Organisation der Bundesrechtspflege vom 27. Juni 1874 wird;
nun staatsrechtliche Beschwerde gegen die Regierung, resp. den
Kantonsrath von Zürich wegen Verletzung von Art. 4 der>
zürcherischen Staatsverfassung*) vom 31. März 1869 erhoben
und diese Beschwerde folgendermassen begründet:

A. Der Regierungsrath von Zürich hat dem Herrn I.
befohlen, den von ihm erstellten Anbau niederzureissen, und
weigert sich, das Expropriationsverfahren einzuleiten oder sonst
Schadenersatz zu leisten. Jener Befehl und diese Weigerung,
bilden das Object unserer Beschwerde, weil wir dafür halten,
dass sie ein wohlerworbenes Privatrecht verletzen.

B. Herr I. hat Alles das gethan, wozu der § 27 des Gesetzes*
betreffend die Bauordnung für die Städte Zürich und Winterthur
denjenigen verpflichtet, welcher ein neues Gebäude errichten
will. (Baugespann, Planyorlage.) Die «in, § 29 daselbst
vorgeschriebene Publicatioh ist erfolgt und Niemand hat iSinsprache-
erboben. Die nach dem Gesetze und der Gemeindeordnung von
Winterthur competente Behörde hat die Baubewilligung ertheilt,
und es ist den im Bewilligungsact enthaltenen Vorschriften genau,
nachgelebt worden. Herr I. hat somit alles das erfüllt, was.
nach dem Gesetze erfüllt werden muss, um das Recht, in einer
Stadt zu bauen, zu erwerben, und dieses Recht ist ihm von der
competenten Behörde feierlich ertheilt worden. Die Baute isfc:;

Eigenthum von Herrn L, er besitzt am Gebäude ein wohlerworbenes

Privatrecht, welches durch Art. 4 der Staatsverfassung
garantirt ist. *

C. Freilich sagt nun die Regierung, die Baute Verstösse gegen,
die Vorschriften der §§ 40 u. 49 des eitirten Gesetzes. Man kann die
Gesetzesvorschrift von § 40 verschieden interpretiren. Die eine
Ansicht geht dahin, dass das zweite Lemma nur Bezug habe auf
an die Strassen stossende Seiten von Gebäuden und nicht Bezug

habe auf Lattenverschläge. Diese Auslegung war die in
Winterthur seit Jahren unbestritten geltende. Dptzende ähnlicher
Baubewilligungen wie die des Herrn I. wurden ertheilt und zwar
als definitive. Der Entscheid des Regierungsrathes basirt auf
einer strengern Interpretation und diese wird jetzt massgebend
sein, bis wieder eine andere mildere Auffassung obenauf kommt.

Gerade so verhält es sich mit dem § 49 der Bauordnung. Was.
soll man mit den hohen Tanzsäälen anfangen, wenn jeweilen auf
halber Höhe eine Pflasterdecke durch den Saal gezogen werden
muss Dieser Paragraph kommt nach unseren Begriffen nur da,
zur Anwendung, wo überhaupt ein Boden zwischen zwei Stockwerke

gelegt ist.
D. Es fällt uns nicht ein, eine Definition des Begriffes

„wohlerworbenes Privatrecht" zu versuchen und die Frage ßxteä

discutiren, wo die Grenze zu ziehen pei zwischen den Eingriffen
der Staatsgewalt, die man sich ohne Anspruch auf Entschädigung
gefallen lassen muss, und solchen Eingriffen, welche man ohne
Ersatz des Schadens nicht zu gestatten braucht. Wir haben
auch in der Schweiz eine Literatur hierüber; wir verweisen bei-.
spielshalber auf die Abhandlung von Herrn Professor Rüttimann"
sei. über die Prioritätsrechte der Eisenbahnen, und auf das Gut-'
achten von Herrn. Professor Hilty zu dem noch pendenten Pro-
zess zwischen der Eisenbahngesellschaft der S. O. und der
Eidgenossenschaft.

Wir sagen, dass der Staat- nicht ohne Ersatz des Schadens,
die Schleifung eines Hauses verlangen kann, weil die Inter-,
pretation des Gesetzes, gestützt, auf welche die- Baubewilligung,
ertheilt wurde, eine unrichtige sei.

E. Wir verlangen, dass der Regierungsrath resp. der
Kantonsrath entweder den Befehl zur Schleifung cassirt oder-der
Regierungsrath Namens des Kantons dazu verfällt werde, uns
die Kosten des Umbaues zu ersetzen. Diese werden sich auf
circa Fr. 3400 belaufen. F. & Z.

*) Art. 4 der Staatsverfassung des Kantons Zürich vom 81. März 1869:
„Der Staat schützt wohlerworbene Privatrechte. Zwangsabtretungen sind

zulässig, wenn das öffentliche Wohl sie erheischt. Für solche Abtretungen
wird gereohte Entschädigung gewährt. Streitigkeiten betreffend die Grösse-
der Entschädigung werden von den Gerichten beurtheilt."

* *
*
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